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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

in der vorliegenden Broschüre möchten wir

Ihnen einen Einblick in die Arbeit und die Ziele

des Landesintegrationsrates NRW geben. Er ist

die demokratisch legitimierte Vertretung der

Migrantinnen und Migranten in Nordrhein-

Westfalen, der in seiner Organisation und in-

haltlichen Ausrichtung die Aufgaben einer

Interessenvertretung und die Orientierung am

Gemeinwohl zusammenführt. 

Seit seiner Gründung als Landesarbeitsgemein-

schaft der Ausländerbeiräte NRW im Jahr 1996

hat sich vieles getan. Im Februar 2012 wurde

der Landesintegrationsrat mit der Verabschie-

dung des Teilhabe- und Integrationsgesetzes

gesetzlich verankert. Der Landtag NRW hat

damit den jahrelangen Einsatz des Landesinte-

grationsrates für ein gleichberechtigtes und

friedliches Zusammenleben gewürdigt und ihn

in seinem Engagement bestätigt. Für den Vor-

stand und die Geschäftsstelle bedeutet dies

eine Festigung der politischen Beteiligungs-

möglichkeiten der Migrantinnen und Migran-

ten und einen zusätzlichen Ansporn für die

weitere Arbeit.

Im Dezember 2013 folgte die Novellierung der

Gemeindeordnung, welche die Integrations-

räte in Nordrhein-Westfalen vereinheitlicht

und ihre Kompetenzen gestärkt hat. Die Inte-

grationsräte sind die federführenden Gremien,

die in den Kommunen fachliche Kompetenz

und politische Vertretung der Menschen mit

Migrationshintergrund vereinen. 

Die jüngsten Aufwertungen der Interessensver-

tretungen der Migrantinnen und Migranten

auf gesetzlicher Ebene freuen uns sehr. Sie tra-

gen dazu bei, dass Nordrhein-Westfalen aus

unserer Sicht mit seinen politischen Partizipati-

onsstrukturen und integrationspolitischen

Maßnahmen deutschlandweit an der Spitze

steht. Als Landesintegrationsrat sind wir stolz

darauf, zu diesen Entwicklungen einen wesent-

lichen Beitrag geleistet zu haben.

Doch wir stehen auch weiterhin vor großen

Aufgaben. In einem Einwanderungsland bleibt

das Thema Integration stets aktuell. Ohne

Zweifel haben Menschen mit Migrationshinter-

grund nach wie vor mit Ungleichbehandlung in

fast allen Lebensbereichen zu kämpfen. Auch

junge Menschen mit ausländischer Herkunft

bekommen dies leider häufig zu spüren, selbst

wenn sie in Deutschland geboren und aufge-

wachsen sind. Hier müssen Maßnahmen an-

setzen und gezielt Chancengleichheit und

gleichberechtigte Teilhabe ermöglichen. 

Eine der zentralen Aufgaben des Landesinte-

grationsrates NRW ist daher, den Blick auf die

positiven Aspekte der Migration zu lenken und

auf eine allgemeine Anerkennung von Bikultu-

ralität hinzuarbeiten. Wenn die Menschen mit

Migrationshintergrund Chancengleichheit,

Schutz vor Rassismus, Gleichbehandlung und

vor allem die Wertschätzung ihrer Potenziale

erfahren, profitieren alle in der Gesellschaft

davon. Nach unserer Überzeugung wird sich

insbesondere die natürliche Mehrsprachigkeit

der Migrantinnen und Migranten als wichtiges

Zukunftsthema etablieren. 

Einige Vorstöße zur Förderung dieser wertvol-

len Ressource wurden unter Mitwirkung des

Landesintegrationsrates NRW schon unter-
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nommen. So wird im Teilhabe- und Integrati-

onsgesetz und im 2014 novellierten Kinderbil-

dungsgesetz explizit auf die Bedeutung der

natürlichen Mehrsprachigkeit hingewiesen –

der Bilingualität einer großen Anzahl von Men-

schen in NRW wird damit bereits in zwei Lan-

desgesetzen Rechnung getragen. 

Selbstverständlich können wir nicht erwarten,

dass gesellschaftlicher und institutioneller

Wandel von alleine passiert. Die Migrantinnen

und Migranten sind aufgefordert, ihre Bedürf-

nisse in den demokratischen Strukturen zu ar-

tikulieren und für ihre Interessen einzutreten.

Der Rahmen dafür ist mit den kommunalen In-

tegrationsräten und dem Landesintegrations-

rat NRW auf Landesebene gegeben. Mit

unserer derzeitigen Kampagne zur Einführung

des kommunalen Wahlrechts für alle Auslände-

rinnen und Ausländer versuchen wir, der politi-

schen Gleichberechtigung näher zu kommen.

Die politische Partizipation ist nur einer der Ar-

beitsbereiche des Landesintegrationsrates

NRW. Auf den nachfolgenden Seiten finden Sie

einen Überblick über unsere weiteren Themen

und Ziele. Wir freuen uns über Ihr Interesse

und bitten Sie, unsere Arbeit konstruktiv zu be-

gleiten. 

Im Namen des Landesintegrationsrates be-

danke ich mich sehr herzlich bei den Abgeord-

neten im Landtag NRW, die unsere Arbeit

unterstützen, bei der Landesregierung, unse-

ren Partnern sowie bei unseren Mitgliedern für

die gute Zusammenarbeit.

Ihr Tayfun Keltek

Vorsitzender Landesintegrationsrat NRW 

Tayfun Keltek

Ich bedanke mich für 

Ihr Interesse an unserer

Arbeit.
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Als zusammenschluss der kommunalen Integra-

tionsräte ist der Landesintegrationsrat NrW die

demokratisch legitimierte Vertretung aller Mi-

grantinnen und Migranten in Nordrhein-West-

falen. er ist die einzige Organisation von und für

Migrantinnen und Migranten in Nordrhein-

Westfalen, die aus demokratischen urwahlen

hervorgeht. 

Die zusammensetzung der Mitgliederversamm-

lung zeigt es. sie besteht aus Delegierten der

kommunalen Integrationsräte in den städten

und Gemeinden und wählt den Vorstand des

Landesintegrationsrates. Die Integrationsräte

werden wiederum bei örtlichen Wahlen von den

Migrantinnen und Migranten in den Kommunen

bestimmt. Ihr politischer Wille steht also am Be-

ginn der entscheidungskette, die zur zusam-

mensetzung der Mitgliederversammlung des

Landesintegrationsrates NrW führt. 

FAcHpOLITIscHe KOMpeTeNzeN 
erArBeITeN uND VerMITTeLN 
ebenso wie der städtetag Nordrhein-Westfalen

oder der städte- und Gemeindebund Nordrhein-

Westfalen versteht sich auch der Landesintegra-

tionsrat NrW als fachpolitischer und über partei- 

licher Verband. Allerdings basiert der Landesin-

tegrationsrat NrW auf urgewählten strukturen

und ist somit auch eine Interessenvertretung. 

Bei der Mitgliederversammlung, im Vorstand, in

thematischen Fachausschüssen und im Haupt-

Wer WIr sIND 
uND WAs WIr WOLLeN
„es IsT GANz eNTscHeIDeND FÜr DIe INTeGrATIONspOLITIK Der LANDes -
reGIeruNG, DAss WIr AuF LANDeseBeNe eINeN LeGITIMIerTeN uND 
KOMpeTeNTeN ANsprecHpArTNer HABeN.“ MIT DIeseM sATz BesTÄTIGTe
Der NOrDrHeIN-WesTFÄLIscHe INTeGrATIONsMINIsTer GuNTrAM
scHNeIDer DAs seLBsTVersTÄNDNIs Des LANDesINTeGrATIONsrATes NrW.

Muhammet Balaban

Dass der Landesintegrationsrat im

Teilhabe- und Integrationsgesetz

als demokratisch legitimierter 

Ansprechpartner mit Anhörungs-

rechten verankert wurde, werten

wir als Anerkennung der seit 

Jahren geleisteten Arbeit. 2000
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2000

ausschuss des Landesintegrationsrates NrW be-

raten und erarbeiten die Delegierten aus den

kommunalen Integrationsräten seine inhaltli-

chen positionen. so bündelt der Landesintegrati-

onsrat NrW die Anliegen und Interessen seiner

Mitglieder auf Landesebene. Im rahmen von

Anhörungen im Landtag sowie im regelmäßigen

Austausch mit den Fraktionen und der Landes-

regierung gibt der Vorstand die positionen 

weiter. 

Darüber hinaus unterstützt der Landesintegrati-

onsrat NrW die inhaltliche Arbeit seiner Mitglie-

der. Themen, die für alle Kommunen von

relevanz sind, werden durch Musteranträge auf-

gearbeitet. so können sich die Integrationsräte

inhaltlich vorbereiten, um vor Ort eine politische

Initiative zu ergreifen. 

einzelne politische Themen initiiert und beglei-

tet der Vorstand des Landesintegrationsrates

NrW selbst oder auf Vorschlag der Mitglieder-

versammlung. es sind Fragen und Themen wie

die „Interkulturelle Öffnung von Verwaltungen“,

das „Kommunale Wahlrecht für Menschen mit

Migrationshintergrund“ oder die „Natürliche

Mehrsprachigkeit von Migrantinnen und Mig-

ranten“, die intensiver bearbeitet werden müs-

sen. zumal sie selten allein auf der landes- oder

lokalpolitischen ebene gelöst werden können.

so führt der Landesintegrationsrat NrW ge-

meinsam mit partnern aus dem Land sowie den

Kommunen Veranstaltungsreihen, Tagungen

und seminare durch. Die ergebnisse stehen

allen Mitgliedern für die örtliche Arbeit zur Ver-

fügung. 

Die fachpolitische Kompetenz, die der Landesin-

tegrationsrat NrW erarbeitet und an seine Mit-

gliedsorganisationen weitergibt, ist ohne die

Arbeit der Geschäftsstelle des Landesintegrati-

onsrates NrW in Düsseldorf nicht denkbar. seit

1996 setzen ein Geschäftsführer, ein referent

und eine Assistentin – derzeit vertreten von

zwei Halbtagskräften – die Anliegen der Vor-

standsmitglieder wie der örtlichen Mitglieder

des Landesintegrationsrates NrW um. seit Ok-

tober 2013 zählt auch eine sachbearbeiterin zu

den Beschäftigten der Geschäftsstelle. Trotz der

knappen personellen ressourcen gelingt es der

Geschäftsstelle, auch bei ganz konkreten lokal-

politischen Fragen kompetent zu beraten und zu

Ksenija Sakelšek

um den rechts -

extremismus wirkungsvoll

bekämpfen zu können,

muss der rassismus als

gesellschaftliches Übel in

den Blick genommen 

werden.
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2008

helfen. Letztlich macht das gute zusammenspiel

der hauptamtlichen Mitarbeiter mit den ehren-

amtlichen Vorstandsmitgliedern den Landesin-

tegrationsrat NrW zum ersten Ansprechpartner

des Landtags und der Landesregierung in inte-

grationspolitischen Fragen. 

OrIeNTIeruNG AM GeMeINWOHL
Die präambel unserer satzung des Landesinte-

grationsrates NrW beschreibt das selbstver-

ständnis des Verbandes so: 

„Der Landesintegrationsrat tritt (…) für die kul-

turelle, soziale, rechtliche und politische Gleich-

stellung der im Land lebenden Migrantinnen

und Migranten ein, die ihren Lebensmittelpunkt

im Land Nordrhein-Westfalen haben.

Hierbei arbeitet der Landesintegrationsrat NrW

mit allen Institutionen und Organisationen zu-

sammen, die sich gleichermaßen an diesen

Grundsatz gebunden fühlen. er ist dabei keiner

partei, sondern nur dem Gemeinwohl verpflich-

tet. 

Dadurch leistet der Landesintegrationsrat NrW

einen wesentlichen Beitrag zum friedlichen zu-

sammenleben der zugewanderten und ange-

stammten Menschen Nordrhein-Westfalens in

einer von vielen Kulturen geprägten Gesell-

schaft.“ 

Damit unterscheidet sich der Landesintegrati-

onsrat NrW wesentlich von den sogenannten

Migrantenorganisationen (MO). Diese vertreten

die – berechtigten – einzelinteressen von Men-

schen derselben Herkunft oder von Mitgliedern

einer religiösen Gemeinschaft. Der Landesinte-

grationsrat NrW respektiert diese Interessen

und greift Anregungen der MO immer wieder

selbst auf, wenn sie die Arbeit der Integrations-

räte betreffen. 

Doch für die eigene politische Arbeit haben so-

wohl der Landesintegrationsrat NrW wie die

kommunalen Integrationsräte weitreichendere

Maßstäbe. sie orientieren sich am Gemeinwohl

und suchen nach Wegen, die der gesamten Ge-

sellschaft nutzen. Dies lässt sich rund um das

Thema der Mehrsprachigkeit gut nachvollzie-

hen. so ist die bildungspolitische Forderung

nach zweisprachiger Alphabetisierung nicht nur

für Migrantenkinder wichtig. sie dient allen

schülerinnen und schülern in einer Klasse. Die

Irwin-Conrad Subryan 

Nur durch eine reform des

staatsangehörigkeitsgesetzes,

wodurch die Mehrstaatigkeit

für alle zugelassen wird, kann

die gesetzliche ungleichheit

verschiedener Herkunftsländer

beseitigt werden.
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zweisprachige Alphabetisierung erleichtert den

sicheren erwerb der deutschen sprache. Je bes-

ser schüler mit Migrationshintergrund die deut-

sche sprache beherrschen, desto einfacher

gestaltet sich das unterrichtsleben insgesamt.

zugleich erleben die anderen schüler, wie „nor-

mal“ Mehrsprachigkeit sein kann, und sie kön-

nen im Fremdsprachenunterricht von neuen

erkenntnissen und Methoden profitieren. 

Aus der rolle des Landesintegrationsrates NrW

als politischer zusammenschluss der kommuna-

len Integrationsräte in Nordrhein-Westfalen

sowie der Orientierung am Gemeinwohl leiten

sich die schwerpunktthemen unserer Arbeit ab.

es sind in erster Linie die politische Teilhabe von

Migrantinnen und Migranten, die Ausrichtung

der Verwaltungen auf die Vielfalt in der Gesell-

schaft, der gleichberechtigte zugang zu Bildung

sowie die Bekämpfung von Diskriminierung,

rassismus und rechtsextremismus. 

uNser BesONDerer DANK
An dieser stelle sollen einige personen nicht un-

erwähnt bleiben, die in der Geschichte des Lan-

desintegrationsrates NrW eine prägende rolle

gespielt haben und teilweise weiter dabei sind: 

ulrich Dragon aus Iserlohn, der in der Grün-

dungsphase mit seiner reichen kommunalpoliti-

schen erfahrung entscheidend zu der eta -

blierung der LAGA NrW beigetragen hat und lei-

der ende 1997 viel zu früh verstorben ist. Die

satzung des Landesintegrationsrates NrW trägt

wesentlich seine Handschrift. Auch beim Auf-

bau der Geschäftsstelle konnte der Vorstand auf

ulis uneingeschränkte unterstützung und seine

erfahrungen aus der kommunalpolitischen Ar-

beit in seiner Heimatstadt Iserlohn zurückgrei-

fen. 

Franz paszek, der als Geschäftsführer von der

Gründung 1996 an bis August 2012 tätig war, ist

ein besonderer Dank auszusprechen. er hat 

fortlaufend mit seinem Wissen und sachver-

stand die Geschicke des Landesintegrationsrates

NrW konstruktiv und zielführend in seiner Ver-

antwortung vorangebracht. Nicht zuletzt ver-

dankt der Landesintegrationsrat NrW den

erfolg auch seinem engagement in jeder situa-

tion und auf jeder prozessebene. Viele Initiati-

ven des Landesintegrationsrates NrW hätten

Erkan Zorlu 

Der interkulturellen 

Orientierung der Regel-

dienste kommt bei der sach-

und kulturgerechten Bera-

tung der Senioren mit 

Migrationshintergrund eine

große Bedeutung zu.

„Ich bin die
Strafe …“

Rechtspopulismus
der „Pro-Bewegung“
am Beispiel ihres
Antragsverhaltens
im Kölner Stadtrat

Empirische Studie

Vorgelegt von 

Dr. Frank Überall, Köln 

April 2010

Bild: www.foto-journalisten.com

2001
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ohne Franz paszek nicht effektiv und schnell ihr

ziel erreichen können. 

Alexander Häusler, Thomas Jaitner, Franz Lege-

wie, Dr. José sánchez Otero, Turan Özküçük,

Metin Özsınmaz, Ludger reiberg und Yunus ulu-

soy sollen stellvertretend für alle aufgeführt

werden, die uns in den vergangenen Jahren seit

der Gründung immer mit ihrem fachlichen,

freundschaftlichen rat zur seite gestanden

haben. sie haben stets das fachliche potential

des Landesintegrationsrates NrW bereichert

und erweitert. 

Auch alle Vorstandsmitglieder, die teilweise

über mehrere Wahlperioden ehrenamtlich für

die Interessen der Migrantinnen und Migranten

auf Landesebene eingetreten sind und dies oft

auch heute noch tun, sollen gewürdigt werden.

stellvertretend werden hier Müjdat Akdeniz, Ky-

riaki Argyriadou, Gürsel Doĝan, Alfonso Lopez

Garcia, Jean Makedonopoulos, Halide Özkurt,

Bernd passmann, Alice poiera sowie ercan Atay

und enver Şen

genannt. 

2001

Demet Jawher 

Kein Weg führt an einer

schulreform vorbei, die

vor allem die frühe 

selektion der 

schülerinnen und 

schüler nach der vierten

Klasse beseitigt.
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Nach Auffassung des Landesintegrationsrates

NrW kann es keine Integration ohne demokrati-

sche Teilhabe geben. Wer keine Möglichkeit hat,

die eigenen Interessen in den Meinungsbildungs-

prozess einfließen zu lassen, ist im demokrati-

schen rechtsstaat strukturell benachteiligt. Denn

wer keine stimme hat, kann nicht gehört werden

und wird letztlich in die Isolation gedrängt. 

Fehlende politische rechte lassen sich auch nicht

durch Integrationsbeauftragte ersetzen. Kern der

Demokratie ist die selbstbestimmte Übernahme

von Verantwortung im und für das Gemeinwe-

sen. so behindert diese strukturelle Benachteili-

gung die Übernahme politischer und

gesellschaftlicher Verantwortung durch die Mi-

grantinnen und Migranten selbst. Das schadet

letztlich der demokratischen Grundordnung und

vergibt potentiale für die gemeinsame Gestal-

tung eines gleichberechtigten zusammenlebens

in der Gesellschaft. 

so betrachtet ist eine gleichberechtigte politische

Teilhabe auf jeder ebene für alle langfristig in

Deutschland lebenden Migrantinnen und Mig-

ranten Voraussetzung für eine gelingende Inte-

gration. Die Integrationsräte sind dafür ein

wichtiger Beitrag. sie allein sind für eine gleich-

berechtigte politische Beteiligung aller Migran-

tinnen und Migranten jedoch nicht ausreichend. 

KOMMuNALpOLITIscHe TeILHABe
„Die politische partizipation von Migrantinnen

und Migranten, die nicht über das kommunale

Wahlrecht verfügen, ist meiner Meinung nach in

keinem anderen Bundesland so gut geregelt wie

in NrW“,  so Tayfun Keltek, Vorsitzender des Lan-

desintegrationsrates NrW, vor dem Integrations-

ausschuss des Landtages in Düsseldorf. Die

lobenden Worte gelten den Bestimmungen des

§27 der nordrhein-westfälischen Gemeindeord-

nung (GO NrW). seit Mitte 2009 sind die Integra-

tionsräte in der GO NrW verankert. Direkt

INTeGrATION BrAucHT
DeMOKrATIscHe recHTe
pOLITIscHe BeTeILIGuNG VON MIGrANTINNeN uND MIGrANTeN

2002

Ayhan Demir 

Die Beschäftigung 

von personal mit 

Migrationshintergrund

sollte Bestandteil der

personalentwicklung in

allen Kommunen 

werden. 
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Antonio Diaz

Wir brauchen ein umden-

ken in unserer Gesell-

schaft in Bezug auf die

Mehrsprachigkeit der hier

aufgewachsenen Kinder

und Jugendlichen mit Mi-

grationshintergrund.

gewählte Migrantenvertreter und von den Frak-

tionen entsandte ratsmitglieder bilden zusam-

men die kommunalen Integrationsräte. 

Ihr Auftrag ist klar. Integrationspolitik ist eine ge-

meinsame gesellschaftspolitische Aufgabe. In

den Integrationsräten bleibt Integration tatsäch-

lich keine einbahnstraße. Gemeinsam haben

ratsmitglieder und direkt gewählte Integrations-

ratsmitglieder die Aufgabe, sich mit dem jeweili-

gen rat über die Themen und Aufgaben der

Integration in der Gemeinde abzustimmen. Die

Integrationsräte können außerdem zu allen An-

gelegenheiten der Kommune stellung beziehen

oder Anträge stellen. Allein die Tatsache, dass be-

nannte rats- und direkt gewählte Integrations-

ratsmitglieder in den Gremien stimmberechtigt

sind, erhöht ihren Wirkungsgrad. eine gute Ver-

zahnung der Integrationsräte  mit den stadt- und

Gemeinderäten ist so gewährleistet. 

Durch die enge zusammenarbeit zwischen den

gewählten Migrantenvertreterinnen und -vertre-

tern sowie den ratsmitgliedern verbessert sich

auch die politische Wirkung gegenüber den

stadtverwaltungen. Wie weitreichend der tat-

sächliche politische einfluss der einzelnen Inte-

grationsräte ist, hängt von der konkreten Ausge-

staltung der kommunalen Hauptsatzungen ab.

Diese städtischen „Grundordnungen“ regeln

unter anderem die Befugnisse der kommunalen

Gremien. Die Landesregierung stellte im Juli

2009 klar, dass die stadträte frei seien, entschei-

dungsbefugnisse vom rat auf den örtlichen Inte-

grationsrat zu übertragen. Im Dezember 2013

wurden die Aufgaben und Befugnisse der Inte-

grationsräte mit der Novellierung der Gemeinde-

ordnung NrW weiter konkretisiert und die

Gremien rechtlich gestärkt. Neben dem klaren

Auftrag, dass sich rat und Integrationsrat abstim-

men sollen, wurden weitere Verbesserungen ein-

geführt. Die Integrationsräte werden fortan am

selben Tag wie die Kommunalparlamente ge-

wählt und für gewählte wie entsandte Mitglieder

ist eine stellvertreterregelung zulässig. eines ist

bei allen Fortschritten jedoch klar: erst tatsächli-

che entscheidungsbefugnisse machen aus den

Integrationsräten Gremien, die anderen Fachaus-

schüssen gleichgestellt sind. 

2003

Natürliche
Mehr-
sprachigkeit
und
Schulerfolge

Jetzt
Handeln!

Po
litisc

Dokumentation der Anhörung 
des Ausschusses für Migrations-
angelegenheiten im Landtag von 
Nordrhein-Westfalen

November 2003
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Erbil Eren

Eine gelungene Integra-

tion von Frauen mit 

Migrationshintergrund

erfordert den Abbau

von Chancenungleich-

heiten und die Förde-

rung ihrer Potentiale.

erLeIcHTerTe eINBÜrGeruNG – 
HINNAHMe VON MeHrsTAATIGKeIT 
Trotz aller guten Voraussetzungen in Nordrhein-

Westfalen: Integrationsräte sind kein ersatz für

das allgemeine Wahlrecht. Grundsätzlich ist der

Landesintegrationsrat NrW der Auffassung, dass

Menschen dort wählen dürfen sollten, wo sie

ihren Lebensmittelpunkt haben. 

Dieses ziel wird in Deutschland zurzeit nur über

den erwerb der deutschen staatsbürgerschaft er-

reicht. Migrantinnen und Migranten erhalten

über die deutsche staatsbürgerschaft das Wahl-

recht auf allen politischen ebenen sowie den zu-

gang zu Berufen, die sie ohne die

staatsbürgerschaft nicht ausüben dürften. Hinzu

kommen für viele Migranten erleichterte reise-

bedingungen in viele Länder, die durch die ein-

bürgerung möglich werden. 

Der Landesintegrationsrat NrW fordert eine er-

leichterte einbürgerung für alle dauerhaft in

Deutschland lebenden Migrantinnen und Mig-

ranten unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit. Die

Möglichkeit, die ursprüngliche staatsbürger-

schaft zu behalten, ist für viele einbürgerungswil-

lige Migranten essentiell. emotionale Bindungen

an das Herkunftsland sind dafür eine erklärung,

aber auch nachvollziehbare persönliche Interes-

sen. In manchen Herkunftsländern beispiels-

weise dürfen erbschaften nicht ohne die

entsprechende staatsbürgerschaft angetreten

werden. 

so lässt auch das deutsche staatsbürgerschafts-

recht die Mehrstaatigkeit zu. sofern es entspre-

chende bilaterale Vereinbarungen zwischen

Deutschland und anderen eu-staaten gibt, ist

Mehrstaatigkeit sogar ausdrücklich erwünscht.

Das belegen statistische zahlen des Bundesmi-

nisteriums des Inneren. Demnach lag der Anteil

der eingebürgerten, die ihre ursprüngliche

staatsbürgerschaft beibehalten haben, seit 2006

kontinuierlich bei mehr als 50 prozent. 

Vor diesem Hintergrund wirken die Argumente,

wonach einbürgerungswillige sich zwischen Her-

kunft und neuer Heimat entscheiden müssten,

besonders haltlos. Vielmehr verfestigt sich der

eindruck, dass zwischen erwünschten und uner-

wünschten Migranten unterschieden wird. Da

die restriktive Behandlung vor allem Menschen

2004
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Cem Gökçe

Wir brauchen das kommunale

Wahlrecht für alle Migrantinnen

und Migranten, denn nur wer

politisch mitbestimmen darf,

kann auch Verantwortung für

Gemeinde oder Stadt 

übernehmen.

mit türkischer Herkunft trifft, ist eher anzuneh-

men, dass diese gezielt von der einbürgerung ab-

gehalten werden sollen. Das widerspricht dem

Grundsatz der Gleichbehandlung des Grundge-

setzes und ist nicht länger hinnehmbar. 

Aus Gründen der Gleichberechtigung und der

oben aufgeführten grundsätzlichen Überlegun-

gen zur politischen Beteiligung fordert der Lan-

desintegrationsrat NrW die generelle Hinnahme

der Mehrstaatigkeit im deutschen staatsbürger-

schaftsrecht. 

ein schritt in die richtige richtung wurde mit der

reform des staatsangehörigkeitsgesetzes getan,

das am 20.12.2014 in Kraft tritt. Mit der neuen re-

gelung verbinden sich insbesondere Verbesserun-

gen für junge Migranten, die in Deutschland

geboren wurden. Durch die Novellierung des

staatsbürgerschaftsrechts im Jahr 1999 erhalten

sie die doppelte staatsbürgerschaft, bis sie sich

im Alter von 18-21 Jahren für eine von beiden ent-

scheiden müssen. Dies trifft vor allem die tür-

kischstämmigen unter den jungen Migrantinnen

und Migranten.

Mit der reform des staatsangehörigkeitsgesetzes

2014 wird der Kreis der Optionspflichtigen erheb-

lich eingeschränkt, sodass in der regel sowohl die

deutsche als auch die staatsangehörigkeit der el-

tern behalten werden kann.

Nichtsdestotrotz bleibt das prinzip der Options-

pflicht bestehen. Mehrstaatigkeit soll auch in zu-

kunft die Ausnahme bleiben. unberücksichtigt

bleiben damit v.a. die Bedürfnisse der älteren Mig-

ranten, die oftmals als sogenannte Gastarbeiter in

den 1950er und 1960er Jahren nach Deutschland

gekommen sind und mit ihrem Arbeitseinsatz

wesentlich zum wirtschaftlichen Aufschwung des

zerstörten Nachkriegsdeutschland beigetragen

haben. Obwohl sie seit Jahrzehnten in Deutsch-

land leben, wird ihnen die deutsche staatsbürger-

schaft verwehrt, wenn sie ihren pass aus dem

Herkunftsland nicht abgeben. Für viele wäre dies

eine verständlicherweise unzumutbare emotio-

nale Belastung. politisch ist die Wirkung dieser

ungleichbehandlung verschiedener Migranten-

gruppen verheerend. es ist ein signal der Ableh-

nung statt der Akzeptanz. es hemmt die

Integration von Migrantinnen und Migranten ins-

gesamt und spaltet die Gesellschaft.

2004

Uyum Meclislerinin saðladýðý þartlar politik
katýlým için iyi bir zemin oluþturuyor!

Deðerli Göçmen Yurttaþlar,

Kuzey Ren - Westfalya eyaletinin bir çok kentinde 21
Kasým 2004 tarihinde ilk kez Uyum Meclisleri seçile-
cek. Bu meclisler bugüne kadar tanýdýðýmýz Yabancýlar
Meclislerinin yerini tutacaklar. Uyum Meclislerinin oluþ-
turulmasý ile burada yaþayan göçmenlerin politik
katýlýmlarý yönünde gerçek bir reform baþarýlmýþ
oluyor. LAGA NRW örgütü ile birlikte, çok sayýda Ya-
bancýlar Meclisi de, bu meclislerin oluþturulmasý için
yoðun çaba gösterdi.

Bu meclislerin en önemli getirilerini þöyle sýralayabiliriz:
� Uyum Meclisi normal bir belediye encümeninin siya-

sal aðýrlýðý ve yetkilerine sahip olacak. Bu, öncelikle
kurulu oluþturan üyeler yoluyla saðlanýyor. Uyum
Meclislerinde oy hakký olan üyelerin üçte ikisi, göç-
menler arasýndan seçiliyor, üçte biri ise, belediye
meclisi tarafýndan, meclis üyeleri arasýndan belirle-
niyor. Böylelikle nihayet göçmenlerin temsilcileri ile
yerel politikacýlarýn içiçe yer aldýðý bir kurul oluþuyor.
Her iki kesimin birarada bulunduðu bu kurul artýk
uyuma ciddi katkýlar yapabilecek.

� Uyum Meclislerine gerçek anlamda karar yetkileri
tanýnýyor. Belediye Meclisi ve Uyum Meclisi arasýnda
bir etkinlik çerçevesi oluþturuluyor. Böylelikle Uyum
Meclisi uyum çalýþmalarýna ayrýlan bütçe ve göçmen
kuruluþlarýna iliþkin konularda karar verme yetkisine
sahip oluyor.

� Bunun dýþýnda Uyum Meclisleri, uyum politikasýnýn
her konusunu görüþüyor. O görüþme zincirinde Be-
lediye Meclisi ile encümen arasýnda bir konuma sa-
hip. Böylelikle yerel politikaya doðrudan etki yapabi-
liyor.

� Bugüne kadarki uygulamadan farklý olarak, Alman
vatandaþý olmuþ göçmenler - bazý yerlerde
doðuþtan Alman olanlar da - seçim hakkýna sahip
oluyor.

Uzun sözün kýsasý, içinde bulunduðumuz þartlarda bu-
rada yaþayan göçmenler için bundan fazla politik
katýlým saðlayabilme olasýlýðý yok.
Konuya baþka bir açýdan bakacak olursak,

seçilmiþ göçmenler
temsilciliði için yerel
yönetimde belediye en-
cümeni statüsünden
daha ötede nasýl bir
statü isteyebilirdik ki?
Þimdi bütün mesele
göçmenlerin kendileri-
ne sunulan bu þansý
algýlamalarýnda ve ondan yararlanmalarýnda. Çünkü,
insanlar onlarý deðerlendirmedikleri sürece en iyi ola-
naklar da bir yarar saðlayamazlar.
Bu nedenle, her yaþtan, her kültür ve milletten, Avrupa
Birliði ülkelerinden veya Alman kökenli olup, Doðu Blo-
ku ülkelerinden gelen göçmenlerden mümkün mertebe
çok sayýda insanýn yerel Uyum Meclisleri için aday ol-
malarýnda yarar vardýr.
� Genç yaþlardaki göçmenler için kendi geleceklerini

etkileme olanaklarý hiçbir zaman bu kadar uygun
deðildi,

� Kadýnlarýn yaþadýklarý yerdeki þartlarý kadýn ve ai-
leye uygun biçimde deðiþtirme olanaklarý hiç bu ka-
dar fazla olmamýþtý,

� Yaþlý göçmenlerin yaþam deneyimleri hiçbir zaman
bugünkünden daha aðýrlýklý olmamýþtý

Sizleri, hepinizi Uyum Meclislerine aday olmayý düþün-
meye çaðýrýyorum. Göçmenlerin siyasal, sosyal ve
ekonomik uyumlarýnýn saðlanmasý konusunda hepimiz
ortak bir sorumluluða sahibiz.

Bu nedenle, lütfen elinize geçen fýrsatý deðerlendirin!

Çok sayýda olumlu kararýn verileceðini umuyor ve siz-
lere katkýlarýnýz için þimdiden teþekkür ediyorum.

Kalpten selamlarýmla

Tayfun Keltek
LAGA-NRW Baþkaný
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Der Landesintegrationsrat NrW will diese spal-

tung beenden und unterstützt daher alle Initiati-

ven, die die schaffung eines wirklich modernen

staatsbürgerschaftsrechts zum ziel haben. ein

einwanderungsland wie Deutschland braucht ein

staatsbürgerschaftsrecht, das den Menschen si-

cherheit gibt und ein positives zeichen für die In-

tegration in die Gesellschaft setzt. 

Die generelle Hinnahme der Mehrstaatigkeit

wäre ein solches signal. es bedeutet die vollwer-

tige Aufnahme in die deutsche Gesellschaft mit

allen rechten und pflichten und die Anerkennung

der Lebensgeschichte und -leistung der betroffe-

nen Menschen. 

KOMMuNALes WAHLrecHT FÜr ALLe
ein wichtiger zwischenschritt auf dem Weg zur

vollen politischen Teilhabe aller Migrantinnen

und Migranten in Deutschland ist das kommu-

nale Wahlrecht. Der Landesintegrationsrat NrW

setzt sich seit Jahren aktiv für die einführung

eines kommunalen Wahlrechts für alle Migran-

tinnen und Migranten ein, die auf Dauer in

Deutschland leben und ihren Lebensmittelpunkt

hier haben. Das mit dem Vertrag von Maastricht

eingeführte kommunale Wahlrecht für eu-Bür-

gerinnen und -Bürger hat gezeigt, dass das Wahl-

recht auf kommunaler ebene nicht an die staats-

angehörigkeit gebunden sein muss. Oftmals wird

jedoch argumentiert, dass ein Ausländerwahl-

recht verfassungswidrig wäre und daher nur über

eine Grundgesetzänderung ermöglicht werden

könne. Der Landesintegrationsrat NrW hat des-

halb in den Jahren 2007-2009 eine Kampagne

mit dem ziel einer Grundgesetzänderung durch-

geführt und dabei die unterstützung prominen-

ter politiker erhalten, darunter auch die

cDu-politikerinnen rita süssmuth und petra

roth. zahlreiche Integrations- und stadträte in

NrW haben sich mit dem Thema befasst und

entsprechende resolutionen gefasst. 

Mittlerweile mehren sich aber auch die stimmen,

die sagen, dass die Bundesländer ihren eigenen

Weg gehen können und eine Änderung des

Grundgesetzes nicht erforderlich sei. In einer

zweiten Kampagne, die im Herbst 2014 gestartet

wurde, wird vom Landesintegrationsrat NrW

eine Änderung der nordrhein-westfälischen Lan-

desverfassung angestrebt. 

Mehmet Güneysu 

Die Migrantensprachen

müssen in den schulen

als zweite 

Fremd sprache 

angeboten werden.

2004
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Nora Hamidi

Wir sind aufgefordert,

unsere Bedürfnisse in

den demokratischen

Strukturen zu artikulie-

ren und für unsere Inte-

ressen einzutreten.

Bundesweit liegt der durchschnittliche Anteil

der Migrantinnen und Migranten an der Ge-

samtbevölkerung bei rund einem Fünftel. Im

öffentlichen Dienst sind sie jedoch deutlich un-

terrepräsentiert. Das gilt in städten mit höhe-

rem Migrantenanteil an der Bevölkerung in

besonderem Maße. Im sinne einer gleichbe-

rechtigten Teilhabe in allen gesellschaftlichen

Bereichen, müssen sich Verwaltungen auf allen

ebenen stärker öffnen und Menschen mit Mi-

grationshintergrund mehr chancen geben. 

Der Landesintegrationsrat NrW setzt sich

daher schon lange für die konsequente inter-

kulturelle Öffnung der Verwaltungen ein. Be-

reits 2004 wurde ein Musterantrag dazu für die

kommunale Arbeit entwickelt. seitdem finden

spezielle Aktionen in den Kommunen zur Ge-

winnung von personal mit Migrationshinter-

grund statt. Diese Aktivitäten führen dazu,

dass der Anteil aus dieser Bevölkerungsgruppe

bei den Verwaltungsmitarbeiterinnen und 

-mitarbeitern stetig wächst. Der bisherige,

überwiegend defizitorientierte Blick auf die 

Migrantinnen und Migranten ändert sich in

eine ressourcenorientierte sichtweise. ein be-

sonderer Beitrag zur partizipation und Integra-

tion wird damit aktiv geleistet, um diese

entwicklung zu unterstützen und voranzutrei-

ben. 

In der stadt Köln verabschiedete der Integrati-

onsrat schon 2005 einen entsprechenden An-

trag und kann heute auf deutliche

Verbesserungen verweisen. Der Anteil von Ju-

gendlichen mit Migrationshintergrund bei den

Auszubildenden ist von nur 2,5 prozent im Jahr

2004 auf aktuell über 30 prozent angestiegen. 

INTerKuLTureLLe ÖFFNuNG HAT 
eINe BrÜcKeNFuNKTION
OBWOHL scHON IN DeN 80er JAHreN ÜBer DIe BeDeuTuNG Der 
INTer KuLTureLLeN ÖFFNuNG (IKÖ) VON VerWALTuNGeN DIsKuTIerT
WurDe, HAT sIcH NOcH NIcHT VIeL BeWeGT. 

2006
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Oyun Ishdorj

Wir setzen uns für 

Chancengleichheit in der

Arbeitswelt ein, denn die

Integration in den 

Arbeitsmarkt bildet eine

wichtige Säule der gesell-

schaftlichen Teilhabe.

Auch die Landesregierung hat die Bedeutung

der interkulturellen Öffnung der Verwaltungen

erkannt und im Mai 2011 die Initiative „Mehr

Migrantinnen und Migranten in den Öffentli-

chen Dienst – Interkulturelle Öffnung der Lan-

desverwaltung“ gestartet. Diese Initiative hat

sie auch auf die Kommunen ausgeweitet. seit-

dem werden zwischen dem Land und den Kom-

munen partnerschaften zur IKÖ abgeschlossen. 

Mit unserem eigenen projekt „Interkulturelle

Öffnung der Verwaltung – Beiträge der kom-

munalen Migrantenvertretungen“ hat der Lan-

desintegrationsrat NrW seinen Beitrag zur

Verbreitung der Initiative geleistet. ein wichti-

ges ziel des projektes war die unterstützung

der Kommunen bei der erhöhung des Anteils

des personals mit Migrationshintergrund. Dazu

wurden die Integrationsräte für die einführung

und umsetzung der interkulturellen Öffnung

der Verwaltung sensibilisiert. Die Bedeutung

der interkulturellen Öffnung als ein strategi-

sches Instrument für die Fortentwicklung und

zukunftsorientierung der kommunalen perso-

nalpolitik wurde in den Vordergrund gerückt.

Dabei haben wir die Notwendigkeit der chan-

cengleichheit aller einwohnerinnen und ein-

wohner einer Kommune auf den zugang im

personalbereich in den Mittelpunkt gestellt.

Ferner haben wir auf die Aufgabe der Verwal-

tung hingewiesen, bedarfs- und zielgruppen-

orientierte Dienstleistungen zu erbringen. 

Mit einer Befragung auf freiwilliger Basis hat

der Landesintegrationsrat NrW einen ersten

Überblick über den stand des personals in sei-

ner zusammensetzung erhalten. Bei einer

rücklaufquote von über 60 prozent ließ sich

leicht feststellen, dass die Kommunen bei der

IKÖ sehr unterschiedlich aufgestellt sind: Der

Anteil von Beschäftigten mit Migrationshinter-

grund liegt zwischen zwei bis siebzehn pro-

zent. 

Angestoßen durch unser projekt haben über 50

Integrationsräte das Thema IKÖ erneut auf ihre

Tagesordnung gesetzt. sie beschäftigen sich

nachhaltig mit der IKÖ in ihrer Kommune. Den-

noch gibt es leider immer noch städte, die die

Frage der interkulturellen Öffnung nicht für

wichtig genug erachten. Der Landesintegra -

tionsrat vertritt die Ansicht, dass die IKÖ eine

2008

„Ich bin die
Strafe …“

Rechtspopulismus
der „Pro-Bewegung“
am Beispiel ihres
Antragsverhaltens
im Kölner Stadtrat

Empirische Studie

Vorgelegt von 

Dr. Frank Überall, Köln 

April 2010

Bild: www.foto-journalisten.com

2008

„Ich bin die
Strafe …“

Rechtspopulismus
der „Pro-Bewegung“
am Beispiel ihres
Antragsverhaltens
im Kölner Stadtrat

Empirische Studie

Vorgelegt von 

Dr. Frank Überall, Köln 

April 2010

Bild: www.foto-journalisten.com
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Katharina Kabata

Die öffentlichen und privaten 

Medien müssen der Bevölkerungs-

vielfalt gerecht werden und die 

Migrantinnen und Migranten in 

gleichem Maße wie die Mehrheits-

bevölkerung bei den Programm -

angeboten berücksichtigen.

wichtige säule einer zukunftsfähigen einwan-

derungsgesellschaft darstellt. Verwaltungsmit-

arbeiter mit eigenem Migrationshintergrund

bringen die notwendige interkulturelle Kompe-

tenz mit und können sie in den Verwaltungen

weitergeben. zugleich üben sie eine wichtige

Brückenfunktion aus. Ihre Tätigkeit bei Verwal-

tungen trägt zur stärkeren Vertrauensbildung

zwischen Migranten und Ämtern bei. 

unsere Haltung wird auch vom Deutschen Ge-

werkschaftsbund geteilt: „Die erhöhung des

Anteils von Menschen mit Migrationshinter-

grund ist nicht nur ein wichtiges signal für alle

Arbeitgeber und die Bürger. es ist auch eine

wichtige Brücke der öffentlichen Verwaltung zu

einer Gesellschaft, welche von einwanderung

mindestens in Teilen geprägt ist“, sagte Karsten

schneider von der Abteilung Beamte und Öf-

fentlicher Dienst beim DGB in einem Interview

Anfang 2012. 

2010
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Fotis Matentzoglou

Wir müssen Flüchtlinge

menschenwürdig unter-

bringen und sie bei uns

willkommen heißen.

Auch heute gehören schul- und bildungs -

politische Themen zu den schwerpunkten des

Landesintegrationsrates NrW und der kommu-

nalen Integrationsräte. ebenso wie die frühere

LAGA NrW zu zeiten der ersten pIsA-studien

mischt sich der heutige Landesintegrationsrat

NrW engagiert in die bildungspolitischen De-

batten ein. zusammen mit Bildungsforschern,

praktikern und vielen eltern setzen wir uns für

eine Bildungsreform ein, die die Kinder und

ihre potenziale in den Mittelpunkt von schule

und unterricht stellen. 

Auch vierzehn Jahre nach der ersten pIsA-

studie erweist sich das Bildungssystem immer

noch nicht in der Lage, allen Kindern und Ju-

gendlichen gleiche chancen zu gewähren. Trotz

einiger Fortschritte hängt der schulerfolg noch

stark von der sozialen Herkunft der schülerin-

nen und schüler ab. Das gegliederte schul -

system, das in NrW auch nach dem „schul-

kompromiss“ weiterexistiert, wird den

Anforderungen an chancengleichheit nicht ge-

recht. Nach Auffassung des Landesintegrati-

onsrates NrW passt es „so wenig in eine

demokratische Gesellschaft wie das Dreiklas-

senwahlrecht“ (Tayfun Keltek). 

Obwohl die ernüchternden pIsA-ergebnisse

nicht allein mit einer zuwanderungsgeschichte

zusammenhängen, verstärken sich die schul-

probleme bei Kindern mit Migrationshinter-

grund oft. Ihre spezifischen Bedürfnisse und

besonderen Talente werden im unterricht nicht

berücksichtigt. so produziert das schulwesen

frustrierende Misserfolge. Das ist auf Dauer ein

untragbarer zustand für unsere Gesellschaft.

sie ist künftig mehr denn je auf gut ausgebil-

cHANceNGLeIcHHeIT 
IM BILDuNGsWeseN
DIe INTeNsIVe BescHÄFTIGuNG MIT FrAGeN Der BILDuNGspOLITIK IN DeN
FrÜHeN AusLÄNDerBeIrÄTeN HAT WeseNTLIcH zur GrÜNDuNG Der ersTeN
LANDesWeITeN OrGANIsTATION IN DeN 80er JAHreN BeIGeTrAGeN.

2010
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Ercan Öztaşkın

In den Integrationsräten 

sprechen wir auf Augenhöhe

mit der Politik, wir können ge-

meinsam mit den Kommunal-

politikern Entscheidungen

treffen und sind nicht auf deren

Wohlwollen angewiesen.

dete Menschen in allen Berufssparten ange-

wiesen.  Der Landesintegrationsrat NrW setzt

sich daher für eine konsequente schulreform in

Nordrhein-Westfalen ein, die die Vielfalt in den

Klassen als chance für die gesamte Gesell-

schaft begreift und nutzt. 

NATÜrLIcHe MeHrsprAcHIGKeIT
IsT eIN reIcHTuM FÜr ALLe
Das erlernen der deutschen sprache ist unab-

dingbare Voraussetzung für gute schulerfolge

von Migrantenkindern. Die entscheidende

Frage ist, ob die Herkunftssprachen deswegen

ignoriert werden und im unterricht keine rolle

spielen dürfen. 

Die Münchener sprachwissenschaftlerin prof.

Dr. claudia riehl weist immer wieder darauf

hin, dass eine mehrsprachige erziehung nicht

allein das sprachvermögen von Kleinkindern

fördert, sondern ihre gesamte Auffassungs-

gabe. Natürliche Mehrsprachigkeit sollte daher

gezielt gefördert werden – nicht allein für Kin-

der mit Migrationshintergrund. Mehrsprachig-

keit ist ein reichtum für die gesamte

Gesellschaft. 

Gerade Kinder und Jugendliche, die mehrspra-

chig aufwachsen, bringen Voraussetzungen

mit, die in einer sich weiter globalisierenden

Welt nicht zuletzt von großem wirtschaftli-

chem Interesse sind. Gezielt gefördert können

diese schülerinnen und schüler nicht nur ihre

schulerfolge deutlich verbessern. sie können

auch ihre persönlichen Biographien besser re-

flektieren und zu selbstbewussten und krea -

tiven jungen Menschen heranwachsen. 

Die Bemühungen des Landesintegrationsrates

NrW sorgten mit dafür, dass die natürliche

Mehrsprachigkeit im Teilhabe- und Integrati-

onsgesetz verankert wurde. Auch bei der No-

vellierung des Kinderbildungsgesetzes 2014

konnte sich der Landesintegrationsrat NrW er-

folgreich einbringen. Dort heißt es in Abschnitt

13 c (sprachliche Bildung): „Die Mehrsprachig-

keit von Kindern ist anzuerkennen und zu för-

dern. sie kann auch durch die Förderung in

bilingualen Kindertageseinrichtungen oder bi-

lingualer Kindertagespflege unterstützt wer-

den.“

2012 Beiträge der kommunalen
Migrantenvertretungen

Interkulturelle Öffnung 
der Verwaltung 
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Peter Steier

Ein Konzept gegen Rassis-

mus kann nur sinnvoll und

erfolgreich sein, wenn es

nicht nur die Symptome be-

kämpft, sondern auch die

Ursachen für rechte Einstel-

lungen in den Fokus rückt.

INTerKuLTureLLe scHuLe 
ALs reGeLscHuLe 
um die erkenntnisse produktiv umzusetzen,

fordert der Landesintegrationsrat NrW die ein-

führung der „interkulturellen schule“. eine For-

derung, die einer richtlinie der europäischen

union entspricht. 1998 hat die eu-Kommission

die „interkulturelle schule“ in den Mitglieds-

staaten skizziert. Darin sind Kriterien enthal-

ten, die das schulwesen sowohl auf die

zunehmende Internationalisierung wie auch

auf die einwanderung in den verschiedenen

europäischen Ländern vorbereiten soll. unter

anderem legt die richtlinie ziele für den

sprachunterricht fest. Demnach sollten alle

schülerinnen und schüler nach zehn schuljah-

ren drei sprachen können. Für schüler mit Mi-

grationshintergrund in Deutschland hieße das:

Die eigene Muttersprache, Deutsch und eng-

lisch oder eine weitere sprache. 

Hier setzen die Vorschläge des Landesintegrati-

onsrates NrW für eine die tatsächlichen Gege-

benheiten aufgreifende interkulturelle schule

an. Denn „das Drama vieler Kinder und Jugend-

licher mit Migrationshintergrund besteht

darin, dass sie in einer schule unterrichtet wer-

den, in der sie eigentlich nicht vorgesehen sind.

Ihre Kulturen, ihre sprachen, ihre schwächen,

aber auch ihre stärken kommen einfach nicht

vor. Gerade daran müsste aber eine pädagogik,

die vom Kinde ausgeht, anknüpfen.“

pressemitteilung Landesintegrationsrat NrW vom

23.9.2010 

Bereits Anfang 2010 hat der Landesintegra -

tionsrat NrW daher konkrete Vorschläge zur

umsetzung der interkulturellen schule in Nord-

rhein-Westfalen gemacht. Wie in anderen poli-

tikfeldern auch, schauen wir dabei nicht allein

auf die Bedürfnisse der Kinder mit Migrations-

hintergrund. Vielmehr geht es darum, den un-

terricht so zu gestalten, dass alle schülerinnen

und schüler Vorteile von ihm haben. 

Die einzelnen punkte aus unserem Konzept las-

sen sich unabhängig von der jeweiligen schul-

form umsetzen. Dennoch hält der

Landesintegrationsrat NrW die langfristige

Überwindung des gegliederten schulwesens

für notwendig. Hier die wichtigsten eckpunkte: 

2008

wo ich lebe,
will ich wählen!

HIER
■ DGB Bezirk NRW

■ Landesarbeitsgemeinschaft 
der kommunalen
Migrantenvertretungen NRW

■ Landesjugendring NRW

■ LAG der Spitzenverbände der
freien Wohlfahrtspflege

Wir fordern das
KOMMUNALE
WAHLRECHT
für alle Migrantinnen
und Migranten, 
die lange in
Deutschland leben.

V.i.S.d.P. Franz Paszek · Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Migranten vertretungen Nordrhein-Westfalen (LAGA NRW) ·  Helmholtzstr. 28 · 40215 Düsseldorf 



22 | Landesintegrationsrat NrW

„Alle schülerinnen und schüler müssen am

ende des 10. schuljahres Grundkenntnisse in

drei sprachen nachweisen: 

w in der Landessprache Deutsch (mündlich und

schriftsprachlich korrekt auf dem Niveau der

Bildungssprache Deutsch), 

w in der Weltsprache englisch, 

w in einer dritten sprache nach freier Wahl. 

Dazu gehören: 

w die Herkunftssprachen der Migranten (Tür-

kisch, Arabisch, russisch …), 

w eine der traditionellen schulischen Fremd-

sprachen (Französisch, Latein …), 

w eine „Begegnungssprache“: einsprachige

deutsche Kinder werden gemeinsam mit

mehrsprachigen Kindern unterrichtet und ler-

nen auf diese Weise die Muttersprache ihrer

Mitschüler,

w in Grenzgebieten die sprache der Nachbarn,

z.B. Niederländisch. 

Durch die einbindung der Muttersprachen der

Migranten in das schulische sprachangebot

werden die Migrantensprachen aufgewertet

und nicht mehr als problem betrachtet. Die na-

türliche Mehrsprachigkeit wird sogar als eine

wertvolle ressource für das Fremdsprachenler-

nen der einsprachigen deutschen Kinder und

Jugendlichen anerkannt. 

Alle schulen werden verpflichtet, in eigenver-

antwortung ein schuleigenes sprachlernkon-

zept zu entwickeln, das die Kompetenzen

mehrsprachiger schülerinnen und schüler ein-

beziehen muss. Dabei sind je nach zusammen-

setzung der schülerschaft unterschiedliche

Lösungen möglich: 

w bilingual arbeitende „zusammengesetzte

Klassen“ mit verschiedenen sprachenkombi-

nationen (50 % deutsche + 50 % zweispra-

chige Kinder mit einer gemeinsamen

Muttersprache); 

w Kooperation des regelunterrichts mit dem

muttersprachlichen unterricht in vielsprachi-

gen Klassen mit einer starken sprachen-

gruppe (Koala); 

w einrichtung von schwerpunktschulen für klei-

nere sprachengruppen, damit eine ausrei-

chende Anzahl von Kindern und Jugendlichen

für entsprechende unterrichtliche Angebote

zur Verfügung steht;

2013

Kein Recht auf
Asylmissbrauch
Rechte Kampagnen gegen Zuwanderer
und Asylsuchende in Nordrhein-Westfalen

Eine Handreichung des Forschungsschwerpunktes Rechtsextremismus
der FH Düsseldorf im Auftrag des Landesintegrationsrates Nordrhein-Westfalen

Engin Sakal

Geschäftsführer 
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w in einer Übergangsphase: Kooperation von

schulen mit außerschulischen Bildungsein-

richtungen (privaten Vereinen, kommunalen

einrichtungen wie der Volkshochschule),

damit auch Minderheitensprachen vermittelt

werden können, die schulen nicht anbieten

können. 

Diese Kooperationen sind im rahmen der kom-

munalen Bildungsnetzwerke zu organisieren,

die einhaltung entsprechender standards ist zu

sichern, damit aus ihnen in der perspektive

schulische regelangebote entstehen können.“ 

aus: „Die interkulturelle schule als regelschule

durchsetzen“, Hrsg.: Landesintegrationsrat NrW,

Düsseldorf 2010 

2014

Tätigkeitsbericht 
des Vorstandes

Von Oktober 2012 bis November 2014
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Bei der eröffnung der Geschäftsstelle im Jahr

1996 hielt der damalige Vorsitzende des zen-

tralrats der Juden in Deutschland, Ignatz Bubis,

die Festrede. seine Worte beschreiben – leider

– immer noch eine gesellschaftliche realität.

Bubis sagte damals: „In Deutschland wird viel

von Ausländerfeindlichkeit geredet. Dieser Be-

griff scheint mir mehr zu verhüllen, als dass er

die phänomene, die er beschreiben soll, erklärt.

(…) Wir sollten das Kind ruhig beim Namen

nennen. (…) In Deutschland gibt es keine Aus-

länderfeindlichkeit. Aber es gibt Fremdenfeind-

lichkeit. zu den Fremden gehören, je nach

Gemütslage, unterschiedliche personengrup-

pen. Für den einen ist der Fremde der mit der

anderen Hautfarbe, für den anderen ist der

Fremde der mit der anderen sprache, für den

Dritten ist es der mit der anderen religion, für

den Vierten ist es der Behinderte, für den Fünf-

ten – man soll das nicht unterschätzen – ist es

die Frau.“ 

Bubis brachte damals auf den punkt, was auch

heute immer wieder zu beobachten ist. Men-

schen anderer Herkunft, sprache und religion

werden aufgrund dieser Tatsache diskriminiert

oder machen Gewalterfahrungen. Die rassis -

tischen Ausschreitungen in rostock, die An-

schläge von Mölln und Hoyerswerda, der

Brandanschlag von solingen stehen symbolisch

für die alltägliche rassistische Diskriminierung,

die viele Migranten immer noch erleben. Trau-

Nazlı Co,skungönül 

Assistentin der 

Geschäftsstelle

(in elternzeit)

LANDesINTeGrATIONsrAT 
GeGeN rAssIsMus
uND DIsKrIMINIeruNG
rAssIsMus uND DIsKrIMINIeruNG VON MINDerHeITeN DÜrFeN IN eINer
DeMOKrATIscHeN GeseLLscHAFT NIcHT HINGeNOMMeN WerDeN. DAHer
BeTrAcHTeT Der LANDesINTeGrATIONsrAT DIe ANTI-DIsKrIMINIeruNGs-
uND ANTI-rAssIsMus-ArBeIT ALs eINeN WeseNTLIcHeN BesTANDTeIL 
seINer AuFGABeN.

Johanna Knoop

Sachbearbeiterin
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riger Höhepunkt dieser entwicklung waren die

jahrelang nicht konsequent verfolgten Morde

der Nsu-Terroristengruppe. Bei keinem der An-

schläge zogen die sicherheitsbehörden die of-

fensichtlichen rassistischen Motive der Täter in

erwägung. stattdessen wurde im sozialen um-

feld der Opfer gefahndet, welches sich den

herab würdigenden Verdächtigungen der poli-

zei ausgesetzt sah, durch kriminelle Geschäfte

selbst in die Morde verwickelt zu sein. 

Für den Landesintegrationsrat NrW und alle de-

mokratisch und antirassistisch geprägten Kräfte

lag auf der Hand, dass der institutionelle rassis-

mus in Deutschland wesentlich mit zu dem dra-

matischen Versagen der Verfassungsschutz -

behörden bei der Verhinderung und Aufklärung

der Neonazi-Mordserie beigetragen hat.

scHWArzer BILDscHIrM 
FÜr Nsu-OpFer
Gleich nach der entdeckung der Mordserie hat

der Landesintegrationsrat NrW mit seinen Mit-

gliedern dazu beigetragen, dass die Beteiligung

an der von DGB und Arbeitgeberverbänden

ausgerufenen schweigeminute in NrW für die

Opfer fast flächendeckend in rathäusern und

sonstigen Dienstgebäuden eingehalten wurde. 

Am Tag der Gedenkveranstaltung für die Mord-

opfer in Berlin blieb die Internetseite des Lan-

desintegrationsrates NrW als zeichen der

Trauer und des entsetzens schwarz. Als Aktion

„schwarzer Bildschirm“ fand unsere Initiative

bundesweite Beachtung. 

AuFKLÄreN uND HANDeLN
Aufklärung über Hintergründe und Wirkung

von rassismus und Diskriminierung, über die

Tätigkeit rechter und rechtspopulistischer

Gruppierungen prägen das Handeln des Lan-

desintegrationsrates NrW von Beginn an. Vor

allem mit der unterstützung wissenschaftli-

cher und politischer publikationen zu dem The-

menkomplex trägt der Landesintegrationsrat

NrW zur Aufklärung über rechtsextremismus

und den ganz alltäglichen rassismus bei. 

so erschien im Oktober 2007 eine expertise

über den „rechtspopulismus in Gestalt einer

Bürgerbewegung“. Die von Alexander Häusler

und anderen Mitarbeitern der Arbeitsstelle

rechtsextremismus und Neonazismus der

Fachhochschule Düsseldorf erstellte schrift

Süreyya Pehlivan

Assistentin der 

Geschäftsstelle

Nadja Kops

Assistentin der 

Geschäftsstelle
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war die erste systematische Darstellung der so-

genannten „pro-Bewegung.“ Anschaulich zeigt

die Arbeit auf, wie „pro Köln“ und „pro NrW“,

vor allem mit der Gleichsetzung von Islam und

fundamentalistischem Islamismus, Ängste

schüren und für die eigenen politischen zwe-

cke ausnutzen. 

es folgten zahlreiche publikationen wie die des

Journalisten und politikwissenschaftlers prof.

Dr. Frank Überall über die Gruppierung „pro

NrW“ im Kölner stadtrat oder die Handlungs-

empfehlungen der Forschungsstelle an der FH

Düsseldorf im Vorfeld der Landtagswahlen in

NrW 2012. In „Maximale provokation …“ zeigen

die experten auf, dass eine deutliche Ableh-

nung ohne unnötig übertriebene reaktionen

möglich ist. Die Handreichung des Landesinte-

grationsrates wurde in der Wahlkampfzeit im

ganzen Land verbreitet und interessiert aufge-

nommen.

Auch zu den Bundestagswahlen 2013 und den

Kommunalwahlen in NrW am 25. Mai 2014

wurde das Team um Alexander Häusler von der

FH Düsseldorf beauftragt, Informationsbro-

schüren über die Machenschaften rechter

Gruppen anzufertigen. Die Bundestagswahlen

nutzte „pro NrW“, um stimmung gegen Mig-

ranten und Asylbewerber zu machen. Mit der

Handreichung „,Kein recht auf Asylmissbrauch‘

– rechte Kampagnen gegen zuwanderer und

Asylsuchende in Nordrhein-Westfalen“ infor-

mierte der Landesintegrationsrat NrW über die

Kampagne von „pro NrW“ und die Hinter-

gründe der rechtspopulistischen partei. Im

Frühjahr 2014 erschien die Broschüre „Gegen

rechte Hetze“, die alle nennenswerten rechts-

extremen und rechtspopulistischen parteien

und Gruppierungen in Nordrhein-Westfalen

aufführt und ihre Aktivitäten im Kommunal-

wahlkampf darstellt. 

resseNTIMeNTs GeGeNÜBer 
MusLIMeN BeGeGNeN
Die intensive Beschäftigung mit den Themen

rassismus und Diskriminierung bleibt eine

zentrale Aufgabe des Landesintegrationsrates

NrW. Insbesondere die Anziehungskraft der

islam- und migrantenfeindlichen pegida-Bewe-

gung, die von Dresden ausgehend Nachahmer

in ganz Deutschland findet, gibt Anlass zur

1998 19981998
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sorge. An diesen Gruppen, die teils tausende

Demonstranten auf die straßen bringen, zeigt

sich nur zu deutlich, dass rassismus nicht 

allein ein phänomen des rechten rands ist. er

ist in allen gesellschaftlichen schichten weit-

verbreitet – unabhängig von Bildung, einkom-

men, sozialer schicht oder Alter. 

Als Ventil für Ängste und unzufriedenheit mit

politik und Medien dient in erster Linie das

Thema religion. Muslime und andere Minder-

heiten fungieren dabei als projektionsfläche,

wodurch alle Migranten unabhängig der kon-

fessionellen zugehörigkeit diskreditiert werden

und ihnen eine gesellschaftliche Außenseiter-

position zugewiesen wird. In zusammenhang

mit der seit Jahren größer werdenden zahl

rechtsextremer und islamophober einstellun-

gen sieht der Landesintegrationsrat NrW auch

den massiven Mangel an objektiven Informa-

tionen über den Islam. ein verantwortungsvol-

ler Journalismus und ein sensibler umgang mit

dem Thema Islam sind daher gefragt, damit

sich bestehende ressentiments nicht noch wei-

ter ausbreiten und der Gesellschaft die spal-

tung droht. es wird in zukunft mehr denn je

darum gehen, Vorurteilen und rechtem Gedan-

kengut unbeirrt und entschlossen entgegenzu-

treten.

1999 19991998
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zu Beginn der 1990er Jahre vermengte sich die

Debatte um mehr politische rechte für Migran-

tinnen und Migranten mit einer Vielzahl von

rassistisch motivierten Anschlägen auf Flücht-

lingsunterkünfte und Wohnhäuser. Trauriger

Höhepunkt in Nordrhein-Westfalen war der so-

linger Brandanschlag im Mai 1993. Damals ver-

loren fünf Mitglieder der Familie Genç ihr

Leben. Weitere Menschen erlitten schwerste

Brandverletzungen, unter denen sie bis heute

leiden. 

Mitglieder der Ausländerbeiräte verurteilten

die Taten und zeigten solidarität mit den Op-

fern. sie suchten zugleich nach den richtigen

politischen Antworten auf rassismus und Dis-

kriminierung. Tayfun Keltek betonte, dass die

beste Form, dem rechtsextremismus und der

Ausgrenzung vorzubeugen, die Gleichbehand-

lung aller Menschen sei. Wer gleiche rechte

habe, könne mit seiner stimme dem Vor-

marsch rechtsextremer Kräfte politisches Ge-

wicht entgegensetzen und einen eigenen

Beitrag zur Gestaltung des Gemeinwesens leis-

ten. 

In diesem sinne versteht der Landesintegrati-

onsrat NrW Wahlrecht und politische Beteili-

gung als Kern einer modernen Integrations -

politik und nicht als Belohnung für gute Inte-

gration. Im Gegenteil: Ohne politische partizi-

pation von Migrantinnen und Migranten wird

es keine nachhaltigen erfolge bei der Integra-

tion geben. 

Der LANGe WeG zuM 
LANDesINTeGrATIONsrAT NrW
DIe GescHIcHTe Der INTeGrATIONsrÄTe IsT eBeNsO WIe DIe HIsTOrIe Des
LANDesINTeGrATIONsrATes uND seINer VOrGÄNGerOrGANIsATIONeN 
eIN WecHseLspIeL zWIscHeN THeMATIscHeN scHWerpuNKTTHeMeN uND
DeM rINGeN uM pOLITIscHe pArTIzIpATION IN eINeM DeMOKrATIscHeN 
GeMeINWeseN. 

1999 20001999
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schon die erfahrungen der ersten Ausländer-

beiräte in den 1970er und 1980er Jahren bele-

gen diese These: so ergab sich die

Notwendigkeit, einen Dachverband der Auslän-

derbeiräte auf Landesebene zu gründen aus

der einfachen erkenntnis: „schulpolitik ist Lan-

despolitik!“ Die schulerfolge von Kindern mit

Migrationshintergrund beschäftigten die Aus-

länderbeiräte seit ihrer Gründung. Doch mit

ihren Forderungen nach Berücksichtigung der

natürlichen Mehrsprachigkeit und interkultu-

reller Bildung kamen sie nicht weit. Ihnen

fehlte eine kraftvolle stimme gegenüber dem

Landtag und der Landesregierung. 

Im folgenden Überblick wollen wir die histori-

sche entwicklung von den ersten kommunalen

Ausländerbeiräten zum heutigen Landesinte-

grationsrat Nordrhein-Westfalen darstellen. 

DIe ANFÄNGe pOLITIscHer 
BeTeILIGuNG VON MIGrANTeN
zu Anfang der 1970er Jahre endete die Anwer-

bung sogenannter Gastarbeiter. es begann die

phase des Familiennachzugs und der dauerhaf-

ten einwanderung. Viele Frauen und Kinder

zogen nach Deutschland. etliche Kommunen

erkannten, dass sie zur Bewältigung der damit

einhergehenden gesellschaftlichen Herausfor-

derung auf die Mitarbeit der Betroffenen selbst

angewiesen waren. Allerdings herrschte die

Haltung vor, unterstützung „für Migranten“ zu

leisten. städte wie Duisburg und Köln, aber

auch kleinere Kommunen wie Troisdorf grün-

deten Ausländerbeiräte. In der regel wurden

die Mitglieder – Deutsche und Nicht-Deutsche

– bei den Wohlfahrtsverbänden und Gewerk-

schaften rekrutiert. ziel war die Beratung der

Kommunen bei der sozialen Gestaltung des be-

ginnenden Integrationsprozesses. 

Die in den Beiräten tätigen Migrantinnen und

Migranten verstanden ihre Arbeit schon bald

als politische Vertretung aller Migranten in

ihrer Kommune. sie forderten konsequenter-

weise Direktwahlen zu den Ausländerbeiräten.

ende der 1970er Jahre kam es zu den ersten

Wahlen. sie unterstrichen den neuen charakter

der Beiräte als kommunales Vertretungsorgan

der Migrantinnen und Migranten einer stadt.

parallel zu dieser entwicklung wuchs die zahl

der Ausländerbeiräte in NrW, denn immer

2000 20002000
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öfter wollten Migrantinnen und Migranten

selbst die Integrationspolitik mitgestalten. Ihre

Themen waren vor allem die Verbesserung des

Aufenthaltsstatus, politische Beteiligung und

interkulturelle Öffnung in den städten sowie

die schulische situation der Kinder. 

WIrKsAMKeIT pOLITIscHer ArBeIT
erHÖHeN
Im Herbst 1986 kamen auf einladung des stell-

vertretenden Vorsitzenden des Kölner Auslän-

derbeirats, Tayfun Keltek, Vertreter aus 17

gewählten Beiräten zusammen. sie waren sich

einig darin, eine politische Vertretung der Mi-

grantinnen und Migranten in Nordrhein-West-

falen zu gründen. Doch noch fehlte eine

Vorstellung, wie sie organisiert sein sollte.

Auch das politische selbstverständnis war um-

stritten: sollte die Organisation eine Art Aus-

länderparlament sein oder eher ein

Dachverband der bestehenden Ausländerbei-

räte? Wer sollte der Organisation angehören

dürfen? Deutsche und Ausländer, die gemein-

sam für eine moderne Integrationspolitik

kämpfen? 

Diese Gründungsinitiative wurde von der stadt

Köln, namentlich dem damaligen Beigeordne-

ten für soziales, Lothar ruschmeier, und seinen

Mitarbeitern Friedemann schleicher sowie

Franz paszek unterstützt und begleitet. Den-

noch kamen erst ab März 1988 sieben ge-

wählte Beiräte zum Informationsaustausch

zusammen. schon das verbesserte die politi-

sche Arbeit der Beiräte. solidarische zusam-

menarbeit zahlte sich aus: Die positive

erfahrung führte zur erarbeitung einer satzung

für die Arbeitsgemeinschaft, unter wesentli-

cher Mithilfe des Iserlohner ratsherrn ulrich

Dragon. Im Juli 1992 wurde in essen schließlich

die Arbeitsgemeinschaft Ausländerbeiräte

Nordrhein-Westfalen (AGA NrW) gegründet.

Tayfun Keltek wurde zum Vorsitzenden ge-

wählt. 

INsTITuTIONALIsIeruNG Der
AusLÄNDerBeIrÄTe 
Die Gründung der AGA NrW fiel in eine zeit, in

der in Nordrhein-Westfalen bereits intensiv um

eine reform der Gemeindeordnung diskutiert

wurde. Mit der offiziellen Gründung sowie der

Verabschiedung der AGA NrW-satzung gab es

2000 20022000
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nun auch einen Dachverband, der die Interes-

sen der Migrantinnen und Migranten für die

politische Beteiligung auf Landesebene artiku-

lieren konnte. Die AGA NrW verstand sich als

Dachverband der bei ihr organisierten Auslän-

derbeiräte in Nordrhein-Westfalen. Delegierte

der Mitgliedsbeiräte wählten den Landesvor-

stand und bestimmten den Kurs des Vorstands. 

parallel dazu hatte sich seit 1986 der Auslän-

derrat NrW gebildet. Dieser verstand sich als

Ausländerparlament, das unabhängig von poli-

tischen zusammenhängen im Land die Mei-

nung der Migranten formulieren sollte. 

In ihrem Tätigkeitsbericht vom Oktober 1995

beschrieb die AGA NrW die unterschiede so:

„Die AGA will keine reine Interessenvertretung

der Migranten im Lande sein, wir verstehen

uns nicht als Ausländerparlament. Wir wollen

die politische Mitwirkung der Migranten an

den entscheidungen innerhalb der deutschen

Mehrheitsgesellschaft.“ 

Beide Organisationen wurden an der Debatte

um die Novellierung der Gemeindeordnung

NrW beteiligt. Die von der Landesregierung be-

absichtigte Verankerung der Ausländerbeiräte

in die Gemeindeordnung begleiteten sie posi-

tiv durch politische stellungnahmen, die Be-

rücksichtigung fanden. 

Im Oktober 1994 trat die neue nordrhein-west-

fälische Gemeindeordnung in Kraft. Der §27 

regelte fortan die einrichtung von Ausländer-

beiräten. sie waren ab einer Mindesteinwoh-

nerzahl von Nicht-Deutschen verpflichtend. In

der Gemeindeordnung wurde vorgeschrieben,

dass die Beiräte durch die Migrantinnen und

Migranten selbst per urwahl gewählt werden. 

Trotz der positiven entwicklung kritisierte die

AGA NrW die fehlende Mitwirkung von ratsmit-

gliedern in den neuen Ausländerbeiräten. so sei

die von den AGA-Mitgliedern gewünschte enge

Verzahnung der Beiräte mit der Kommunalpoli-

tik nicht gewährleistet. Das – so prophezeite

die AGA NrW – werde die Ausländerbeiräte zu

wenig wirkungsvoller Arbeit verurteilen. unter

diesen neuen rahmen   bedingungen fanden im

Frühjahr 1995 in 137 Kommunen die Ausländer-

beiratswahlen statt. 

2002 20032002
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GrÜNDuNG Der LAGA NrW
parallel zur Beratung um die neue Gemeindeord-

nung von Nordrhein-Westfalen hatten Vertreter

der AGA NrW und des Ausländerrates am 

28. Mai 1993 im Landtag die gemeinsame „Düs-

seldorfer erklärung“ unterzeichnet. Darin hielten

die beiden Verbände fest, „dass sie eine einheitli-

che und gemeinsame Vertretung der kommuna-

len Ausländerbeiräte in Nordrhein-Westfalen auf

Landesebene für unverzichtbar halten. (…) ziel ist

es, einen gemeinsamen satzungsentwurf für

eine solche Vertretung (…) zu entwickeln (…). Die-

ser gemeinsame satzungsentwurf muss in bei-

den Organisationen tragfähig sein und soll am

ende des einigungsprozesses nach Billigung

durch die jeweiligen einzelorganisationen in

einer gemeinsamen und demokratisch legiti-

mierten Mitgliederversammlung verabschiedet

und rechtskräftig legitimiert werden.“

Im Oktober 1995 schrieb der damalige NrW-

sozialminister Franz Müntefering einen Brief

an Tayfun Keltek. Darin machte er einen Vor-

schlag, „die Interessen von Ausländerinnen

und Ausländern in Nordrhein-Westfalen quali-

fiziert und wirksam“ zu artikulieren. „Dazu

wird sich demnächst Gelegenheit bieten, wenn

das Ministerium (…) in Kürze Vertreterinnen

und Vertreter aller kommunalen Beiräte in

Nordrhein-Westfalen nach Düsseldorf einladen

wird, um ihnen das Angebot der Landesregie-

rung zur finanziellen und ideellen Förderung

einer Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler

Ausländerbeiräte vorzustellen.“ 

Diese einladung war der letzte Anstoß, sich auf

eine gemeinsame Landesorganisation zu eini-

gen. Mit der in Aussicht gestellten Landesför-

derung rückte auch die gewünschte

arbeitsfähige Geschäftsstelle in greifbare

Nähe. zu Beginn des Jahres 1996 wurde nach

einer Versammlung der Ausländerbeiräte in

Düsseldorf eine satzungskommission einge-

richtet. Im Herbst 1996 legte sie einen fertigen

satzungsentwurf für die Landesarbeitsgemein-

schaft der Ausländerbeiräte NrW vor. 

Bereits am 26. Oktober 1996 fand in Oberhau-

sen die konstituierende Versammlung der Lan-

desarbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte

NrW (LAGA NrW) statt. Die Delegierten der

Ausländerbeiräte aus 90 städten und Gemein-
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den Nordrhein-Westfalens wählten Tayfun Kel-

tek zu ihrem Vorsitzenden sowie einen breit-

aufgestellten Vorstand. und nur zwei Tage

später fand in Düsseldorf die erste pressekon-

ferenz zur Vorstellung der LAGA NrW statt. In

der erklärung hieß es: 

Erste Pressemitteilung der LAGA NRW vom 

28. Oktober 1996 

Als einziger aus urwahlen der Migrantinnen

und Migranten hervorgegangener demokratisch

legitimierter Gesprächspartner des Landtages

und der Landesregierung ist die Landesarbeits-

gemeinschaft gleichzeitig zentrales Gremium

bei der Wahrnehmung der Aufgaben eines Be-

auftragten für die Angelegenheiten der Migran-

tinnen und Migranten im Land Nordrhein-

Westfalen. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft tritt dabei für

die kulturelle, soziale, rechtliche und politische

Gleichstellung der im Land lebenden Migrantin-

nen und Migranten ein, die ihren Lebensmittel-

punkt im Land Nordrhein-Westfalen haben.

Hierbei arbeitet die Landesarbeitsgemeinschaft

mit allen Institutionen und Organisationen zu-

sammen, die sich gleichermaßen an diesen

Grundsatz gebunden fühlen. sie ist dabei keiner

partei, sondern nur dem Gemeinwohl verpflich-

tet. (...) 

eine der Forderungen an den Innenminister ist

es, dass eine Novellierung des §27 wieder die

Möglichkeit zulässt, dass auch ratsmitglieder

stimmberechtigt in Ausländerbeiräten mitar-

beiten. Früher war dies auf freiwilliger Basis

möglich und hat sich sehr bewährt. (…) 

BeTeILIGuNG FOrTeNTWIcKeLN
einige Monate später wurde die Geschäfts-

stelle der LAGA NrW unter Beteiligung des frü-

heren nordrhein-westfälischen

Ministerpräsidenten Johannes rau feierlich er-

öffnet. Als Gastredner sprach der präsident des

zentralrats der Juden in Deutschland, Ignatz

Bubis. 

schon früh nach der Gründung der LAGA NrW

beschäftigte sich der Vorstand mit der Fortent-

wicklung der politischen Beteiligungsmöglich-

keiten von Migrantinnen und Migranten. Das

galt für die andauernde Debatte um das kom-

munale Wahlrecht für alle in Deutschland 

lebenden Migrantinnen und Migranten und für

2005 20052004
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die struktur der Ausländerbeiräte. Denn die Be-

fürchtung der LAGA NrW bestätigte sich: Ohne

stimmberechtigte ratsmitglieder in den Aus-

länderbeiräten fehlte eine wirksame Form der

zusammenarbeit mit rat und Verwaltung. 

Trotz der Verbesserungen in der GO NrW blie-

ben viele unbefriedigende punkte. Nach dem

Wortlaut des §27 hatten die Ausländerbeiräte

das recht erhalten, sich zu allen Angelegenhei-

ten der Kommune zu äußern, sowie Anträge

und Anfragen an den rat zu stellen. Auch ein

Anspruch auf die „erforderlichen Mittel“ zur er-

füllung der Aufgaben wurde in die GO aufge-

nommen. 

In der praxis stellten die Beiratsmitglieder quer

durch NrW fest, dass ihre Beschlüsse nicht

immer Gehör in den stadträten fanden. Die an-

gemessene finanzielle und sachliche Ausstat-

tung der Beiräte führte regelmäßig zu

ermüdenden Auseinandersetzungen zwischen

Verwaltung und Beiräten. Verständlich, dass

viele Beiratsmitglieder enttäuscht waren über

die Diskrepanz zwischen Anspruch der GO und

politischer Wirklichkeit in den Kommunen. 

Für die LAGA NrW war es daher von entschei-

dender Bedeutung, die politische Beteiligung

für Migrantinnen und Migranten fortzuentwi-

ckeln. Das Thema blieb auf der Tagesordnung

und schon bald stachen zwei Themenstränge

hervor: 

w bessere Grundlagen für die Ausländerbeiräte 

w Forderung nach dem kommunalen Wahlrecht

und der erleichterten einbürgerung unter

Hinnahme von Mehrstaatigkeit. 

In den Jahren nach der Gründung der LAGA

NrW wurden verschiedene abgewandelte Mo-

delle der Migrantenvertretung entwickelt. Alle

verfolgten das ziel, die gewählten Migranten-

vertretungen besser mit der Lokalpolitik zu ver-

zahnen und wirksamer zu machen. 

In diesem sinne machte die LAGA NrW 1997

erstmals konkrete Vorschläge, die Ausländer-

beiräte weiterzuentwickeln. In neu gestalteten

Migrantenvertretungen sollten zwei Drittel di-

rekt gewählte Migrantenvertreter und ein Drit-

tel entsandte ratsmitglieder gleichberechtigt

zusammenarbeiten. es begann eine zähe Dis-

kussion um die rechtlichen spielräume der Ver-

2007 20072006
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fassung und der Gemeindeordnung. schließ-

lich einigte man sich darauf, Modellversuche in

vereinzelten städten zuzulassen, die von der

LAGA NrW wohlwollend begleitet wurden. 

sOLINGer MODeL
Nach §126 der Gemeindeordnung genehmigte

das Innenministerium NrW ein sogenanntes

experiment in der bergischen stadt solingen.

Bei den Wahlen im Herbst 1999 wählten die

solinger Migrantinnen und Migranten ihre Ver-

treter für den Ausschuss für Integration und

zuwanderung. Allerdings unter den vom In-

nenminister gestellten Bedingungen. Die

Mehrheit der Mitglieder mussten ratsmitglie-

der sein ebenso wie der Vorsitzende. 

DuIsBurGer MODeLL
Als weiteres „experiment“ wurde das Duisbur-

ger Modell vom Innenminister genehmigt. In

Duisburg behielten zwar die direkt gewählten

Migrantinnen und Migranten die Mehrheit im

Gremium, allerdings sollten nun auch stimmbe-

rechtigte ratsmitglieder der Migrantenvertre-

tung angehören. Die rein beratende Funktion

dieser Form der kommunalen Migrantenvertre-

tung blieb ebenfalls erhalten. Die Idee zu einem

solchen Vorschlag kam aus dem Vorstand der

LAGA NrW. Wie bereits oben berichtet, machten

sich LAGA NrW und Ausländerbeiräte immer

wieder Gedanken über eine weitere Verbesse-

rung ihrer Arbeit. Vorstandsmitglied Gürsel

Doĝan trug diese Überlegungen schließlich nach

Duisburg. 

Die Modelle hatten zum ziel, die position der

Migrantenvertretung im politischen Gefüge

der jeweiligen Kommune zu stärken. Dabei

rückte die Verzahnung der Arbeit der direkt ge-

wählten Migrantenvertreterinnen und -vertre-

ter mit der ratspolitik immer weiter in den

Mittelpunkt der Betrachtung. 

AuF DeM WeG zu DeN 
INTeGrATIONsrÄTeN
Im rückblick standen diese Modelle am Beginn

einer intensiven Debatte um mehr Kompeten-

zen für die Migrantenvertretungen. In den fol-

genden Jahren wurde die nordrhein-

westfälische Gemeindeordnung unter einbezie-

hung der LAGA NrW noch zwei Mal geändert.

Mit der heutigen Fassung des §27 ist ein guter

Am 7. Februar 2010 wurden in 102 nord -
rhein-westfälischen Städten und Gemeinden
86 Integrationsräte und 16 Integrationsaus-
schüsse gewählt. In fünf Kommunen wurde
das Gremium auf freiwilliger Basis eingerich-
tet, da dort weniger als 2.000 Ausländer le-
ben. In weiteren 34 Städten, in denen zwi-
schen 2.000 und 5.000 ausländische Einwoh-
ner leben, wurden Integrationsräte auf Antrag
dieser Bevölkerungsgruppen gewählt. In den
übrigen 63 Städten ist die Einrichtung eines
Integrationsrates oder Integrationsausschus-
ses zwingend gewesen, da hier mehr als
5.000 ausländische Einwohner gemeldet sind. 

Wahlbeteiligung

Insgesamt waren 1.156.101 ausländische Ein-
wohnerinnen und Einwohner aufgerufen, ihre
Stimme abzugeben. Landesweit beteiligten
sich 128.945 Wählerinnen und Wähler, das
entspricht einer Wahlbeteiligung von 11,16
Prozent. Im Vergleich zu den Wahlen 2004
ging die Beteiligung um 0,66 Prozentpunkte
zurück und blieb damit fast konstant.

Allerdings gab es große Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Städten und Gemeinden.
Die höchste Wahlbeteiligung wurde mit 33,93
Prozent im ostwestfälischen Harsewinkel und
32,45 Prozent in Kamen erreicht, in weiteren
acht Städten lag die Beteiligung bei über 20
Prozent und in 18 Städten bei über 15 Pro-

Wahlanalyse 2010
Die Wahlen zu den Integrationsräten und -ausschüssen in NRW

Infodienst der Landesarbeitsgemeinschaft der Kommunalen Migrantenvertretungen NRW
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zent. Damit haben 28 Städte eine Wahlbetei-
ligung von mindestens 15 Prozent und mehr
erreicht. 

Die niedrigste Wahlbeteiligung verzeichne-
te Bergisch Gladbach mit 4,17 Prozent gefolgt
von Sankt-Augustin mit 4,36 Prozent und der
Landeshauptstadt Düsseldorf mit 4,67 Pro-
zent. Auch zwölf weitere Städte erreichten die
Acht-Prozent-Marke nicht. 

Eingebürgerte und Spätaussiedler

Nach § 27 der nordrhein-westfälischen Ge-
meindeordnung gab es für Eingebürgerte und
Spätaussiedler, die diesen Status in den letzten
fünf Jahren erhalten haben, die Möglichkeit,
sich durch Eintragung in die Wählerverzeich-
nisse aktiv an den Wahlen zu beteiligen.
Schon früh hat die LAGA NRW diese Frist als
zu kurz und das erforderliche Verfahren als zu
bürokratisch abgelehnt. Dass diese Einschät-
zung richtig war, belegen die Zahlen aus den
kreisfreien Städten. In diesen 23 Städten wä-
ren rund 740.000 Eingebürgerte und Spätaus-
siedler wahlberechtigt gewesen, doch nur
knapp 2.000 Personen haben die Hürde ge-
nommen und von ihrem Wahlrecht Gebrauch
gemacht. Lediglich in der Stadt Hamm haben
Eingebürgerte und Aussiedler in stärkerem
Maße ihr Wahlrecht wahrgenommen. Unter
den rund 14.000 Wahlberechtigten befanden
sich 1.000 Eingebürgerte und Spätaussiedler. 

Fortsetzung
Seite 2

20102008
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rahmen für die politische Arbeit der Integrati-

onsräte in den Kommunen erreicht worden.

zunächst aber entschloss sich die Landesregie-

rung, die Arbeit der Migrantenvertretungen in

solingen und Duisburg sowie des Ausländer-

beirats Bonn zu evaluieren. parallel dazu be-

nannte sich die LAGA NrW im April 2000 in

Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen

Migrantenvertretungen um. 

Der entscheidende Durchbruch kam erst im

Jahr 2002: Im rahmen einer Veranstaltungs-

reihe der LAGA NrW stellte der Münsteraner

rechtsprofessor und experte für Kommunal-

recht Janbernd Oebbecke die These auf, dass es

auch ohne Verfassungsänderung möglich sei,

den Migrantenvertretungen mehr rechte zu

geben. Der Weg dahin führe, so Oebbecke, über

einen entsprechenden ratsbeschluss, worin ein

rat ihm zustehende Kompetenzen an ein ande-

res Gremium abtritt. Diese erkenntnis wurde

zur Grundlage für die Überarbeitung der schon

bekannten LAGA NrW-Vorschläge. Gemeinsam

mit dem Innenministerium und den kommu-

nalen spitzenverbänden wurden Handlungs-

empfehlungen an die Kommunen erarbeitet.

Darin fand sich die Anregung zur Bildung von

Integrationsräten. Diese sollten aus 2/3 Mig-

rantenvertretern und 1/3 entsandten ratsmit-

gliedern bestehen. Auch wurde klargestellt,

dass solche Integrationsräte ähnlich den Ju-

gendhilfeausschüssen mit entscheidungskom-

petenzen ausgestattet werden könnten.

rechtzeitig zu den Wahlen 2004 sollten die

Kommunen, die dies machen wollten, entspre-

chende ratsbeschlüsse herbeiführen. Das Innen-

ministerium musste diese Beschlüsse im rah-

men der experimentierklausel der GO genehmi-

gen. Angesichts des deutlichen politischen

Willens handelte es sich bei der Genehmigung

(fast) nur noch um eine Formsache. 

„Natürlich hätte sich die LAGA NrW eine durch

die Gemeindeordnung festgelegte einheitliche

regelung für alle städte gewünscht“, kommen-

tierte Keltek im Januar 2004 die neue situa-

tion. unter den vorhandenen Gegebenheiten

sei dies aber die weitreichendste Form der poli-

tischen partizipation, die man in den Kommu-

nen erreichen könne, betonte Keltek. 

Mit aktiver unterstützung der Landesregierung

startete die LAGA NrW daher zu Beginn des

Jahres 2004 eine Kampagne zur Gewinnung

von Kandidatinnen und Kandidaten unter-

schiedlichster Herkunft. Auch die presse in

NrW berichtete sehr ausführlich über die Akti-

vitäten. Nach den Wahlen im November 2004,

war das ergebnis entsprechend erfreulich. 60

städte, darunter fast alle Großstädte des Lan-

des, hatten von der experimentierklausel Ge-

brauch gemacht. In 55 davon waren

Integrationsräte gewählt worden. Ihre zusam-

mensetzung war vielerorts bunter geworden

und auch die Wahlbeteiligung war in vielen

städten deutlich gestiegen. 

INTeGrATIONsrÄTe BeWÄHreN sIcH
schnell erwiesen sich die Integrationsräte als

eine positive entscheidung. Die ergebnisse

einer umfrage der LAGA NrW waren eindeutig.

Die erhoffte Verbesserung der zusammenar-

beit zwischen Migrantenvertretung und rat

bestätigte sich. Die frühzeitige Berücksichti-
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gung der Integrationsräte in den Beratungsfol-

gen der räte funktionierte besser. stadträte

folgten häufig den Vorschlägen der Integrati-

onsräte, da sie über ihre entsandten Mitglieder

bereits in die Vorberatungen eingebunden

waren. Die fachlich beratende rolle der Mig-

rantenvertretungen wurde (endlich) wirksam

wahrgenommen. Hinzu kamen echte entschei-

dungsrechte bis hin zur Vergabe von kommu-

nalen Fördermitteln für die lokale

Integrationsarbeit. 

Die positive resonanz bestärkte die LAGA NrW

darin, eine erneute Veränderung der Gemein-

deordnung mit der Verankerung der Integrati-

onsräte zu fordern. Trotz der zustimmenden

signale aus den Landtagsfraktionen gab es bei

der konkreten Formulierung der reform un-

stimmigkeiten. entgegen der Forderung der

LAGA NrW wurde von einigen Landtagsfraktio-

nen ein Optionsmodell vorgeschlagen. Die

Kommunen sollten selbst entscheiden können,

ob sie einen Integrationsrat oder einen Integra-

tionsausschuss einrichten wollen. Die alte

Frage nach den Mehrheitsverhältnissen in den

kommunalen Migrantenvertretungen kam wie-

der auf. es wurde keine einheitliche Vorgabe

zum Verhältnis von direkt gewählten Migran-

tenvertretern und ratsmitgliedern gemacht.

Aus sicht aktiver Mitglieder in den Integrati-

onsräten ein schlag ins Gesicht! 

BerATeN ODer eNTscHeIDeN – 
AuseINANDerseTzuNG uM 
INTeGrATIONsrÄTe
Gemeinsam mit zahlreichen Integrationsräten,

aber auch vielen ratsmitgliedern mit und ohne

Migrationshintergrund organisierte die LAGA

NrW eine protestwelle im Land. Im Mai 2009

kam es zu einem Aktionstag, an dem in über

40 städten Integrationsräte symbolisch mit

stühlen vor die rathäuser zogen. 

Die Botschaft war klar: „Die Landesregierung

setzt uns den stuhl vor die Tür!“ Viele Medien

berichteten vom protest der Migrantenvertre-

tungen und kommentierten das Vorhaben als

kontraproduktiv für die Integrationspolitik. 

Mit Verabschiedung des novellierten §27 der

Gemeindeordnung im Juni 2009 wurde der In-

tegrationsrat das regelgremium in den Kom-

munen. Nur nach besonderem Beschluss

konnte ein Integrationsausschuss als Aus-

nahme eingerichtet werden. Die beratende

Funktion der Migrantenvertretungen blieb. Al-

lerdings erklärte die regierung wenig später im

Landtag, dass Kommunen weiterhin entschei-

dungsbefugnisse durch ratsbeschlüsse auf die

Migrantenvertretungen übertragen dürften. 

Die LAGA NrW reagierte auf die erneute reform

der Gemeindeordnung mit gemischten Gefüh-

len. einerseits stellten sich erneut Verbesserun-

gen für die politische partizipation von

Migranten in den städten und Gemeinden des

Landes ein. eine einheitliche regelung wurde je-

doch nicht erreicht. Das führte zu einem Flicken-

teppich der Gremien als im Februar 2010 die

Wahlen zu den lokalen Migrantenvertretungen

stattfanden. Besser wären klare regelungen in

der Gemeindeordnung gewesen. Nach Ansicht

der LAGA NrW wären eindeutige rahmenbedin-

gungen wichtig gewesen für die konkrete Aus-

gestaltung der Migrantenvertretung.

rechtsunsicherheiten und Konflikte innerhalb
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der Kommunen waren die Folge. 

INsTITuTIONALsIeruNG Des 
LANDesINTeGrATIONsrATes NrW
Auf der Mitgliederversammlung, die auf die

Wahlen in Juni 2010 folgte, beschlossen die De-

legierten eine umbenennung. Aus der LAGA

NrW wurde konsequenterweise der Landesin-

tegrationsrat NrW. 

Mit Verabschiedung des Teilhabe- und Integra-

tionsgesetzes Nordrhein-Westfalen im Februar

2012 wurde der Landesintegrationsrat als insti-

tutioneller Ansprechpartner für Landtag und

Landesregierung verankert. Ähnlich wie die

kommunalen spitzenverbände wird er um stel-

lungnahme gebeten, wenn es um wichtige in-

tegrationspolitische entscheidungen im Land

geht. Das ist ein bedeutender schritt zur Aner-

kennung der politischen Arbeit der Migranten-

vertretungen und ihres Dachverbandes. 

Als solcher setzte sich der Landesintegrations-

rat NrW engagiert für die Weiterentwicklung

des gesetzlichen rahmens für die Integrations-

räte im Land ein.

eINHeITLIcHe GreMIeN – 
KLArer AuFTrAG
Die Novellierung des §27 im Dezember 2013

brachte schließlich die lang geforderte einheit-

lichkeit der kommunalen Gremien. Die Mög-

lichkeit einen Integrationsausschuss zu bilden,

wurde abgeschafft, so dass am 25. Mai 2014 in

Nordrhein-Westfalen 101 Integrationsräte ge-

wählt wurden. Die Wahl fand am selben Tag

wie die nordrhein-westfälischen Kommunal-

wahlen statt – eine regelung, die mit dazu bei-

trug, dass die Beteiligung an den Integrations-

ratswahlen erheblich anstieg. 

Auch eine weitere zentrale Forderung des Lan-

desintegrationsrates NrW wurde berücksich-

tigt. Der Kreis der Wahlberechtigten, der sich

bislang auf Ausländer sowie eingebürgerte,

deren einbürgerung nicht mehr als fünf Jahre

zurückliegt, beschränkte, wurde ausgeweitet.

Alle Migranten mit deutscher staatsbürger-

schaft erhielten das Wahlrecht zu den Integra-

tionsratswahlen, wenn sie den Nachweis über

ihre einbürgerung erbringen konnten oder

wenn sie als Kind ausländischer eltern in

Deutschland geboren wurden. Auch spätaus-

siedler zählen seit der Gesetzesreform zu den

Wahlberechtigten.

Wichtigste Neuerung war jedoch ein zusatz in

Absatz 8 des §27. Dort heißt es nun, dass sich

„rat und Integrationsrat (…) über die Themen

und Aufgaben der Integration in der Gemeinde

abstimmen“ sollen. Mit diesem satz wurde

nun im Landesgesetz festgeschrieben, was

zuvor nur mündlich geäußert wurde: Der rat

kann dem Integrationsrat entscheidungsbefug-

nisse innerhalb eines festgelegten rahmens

übertragen.

Für den Landesintegrationsrat Nordrhein-West-

falen erreichte die 20jährige Weiterentwick-

lung der Migrantenvertretungen mit der

Gesetzesverabschiedung am 18.12.2013 ihren

vorläufigen Höhepunkt. Tayfun Keltek äußerte

sich dazu in eine pressemitteilung wie folgt: 
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„Damit gibt das Land einen hervorragenden

landesgesetzlichen rahmen zur kommunalpo-

litischen partizipation der Menschen mit Mi-

grationshintergrund. Allerdings kann das

Gesetz nur dann vollständig zur Geltung kom-

men, wenn die Arbeit an zwei stellen fortge-

setzt wird: zunächst kommt es darauf an,

engagierte personen zu motivieren, die für den

Integrationsrat kandidieren. Denn jede gute Or-

ganisationsform ist auf geeignete Menschen

mit Ideen und Tatkraft angewiesen. Des Weite-

ren müssen die Integrationsräte vom rat mit

den Kompetenzen eines Ausschusses ausge-

stattet werden, damit sie ihre Arbeit effektiv

aufnehmen können.“ 

Keltek machte mit diesen einschätzungen

deutlich, dass eine gelungene kommunale Inte-

grationspolitik vor allem von den rahmenbe-

dingungen vor Ort abhängt. Die Landes -

regierung schuf mit der Novellierung des §27

die bestmögliche rechtlich verankerte Basis für

die politische partizipation der Migrantinnen

und Migranten in den städten und Gemeinden.

Nun kommt es auf die lokalen Akteure an,

damit das Gesetz mit Leben gefüllt wird. 

Der Landesintegrationsrat NrW wird dafür alle

ihm zur Verfügung stehenden Mittel einsetzen,

um die Mitglieder der Integrationsräte mit rat

und Tat zu unterstützen.

FAzIT NAcH 20 JAHreN 
Die Migrantenvertretungen mit ihren vielen

ehrenamtlichen Mitgliedern haben in den ver-

gangenen zwanzig Jahren eine Menge für die

politische Beteiligung von Migrantinnen und

Migranten erreicht. In keinem anderen Bundes-

land sind die Beteiligungsrechte für Migrantin-

nen und Migranten höher als in Nordrhein-

Westfalen. Das vom Landesintegrationsrat

NrW entwickelte Modell des Integrationsrates

ist zum Vorbild für andere Bundesländer ge-

worden. 

es zeigt sich allerdings, dass auch die besten

gesetzlichen rahmenbedingungen nicht auto-

matisch zum erfolg führen. Die nordrhein-

westfälischen Integrationsräte sind sehr

unterschiedlich aufgestellt und sind ungleich-

mäßig mit finanziellen Mitteln und Kompeten-

zen ausgestattet. Für die zukunft gilt, die

rechtlichen Möglichkeiten, die das Gesetz ein-

räumt, in allen Kommunen voll auszuschöpfen

und die Integrationsräte im ganzen Land zu an-

erkannten Ansprechpartnern in der Kommu-

nalpolitik und zu den federführenden Gremien

für integrationspolitische Fragen vor Ort zu

machen.



Der Vorstand 2014: Vordere reihe von links: Ayhan Demir, erbil eren, Muhammet Balaban, 

Ksenija sakelšek, Tayfun Keltek, Fotis Matentzoglou, Demet Jawher, Oyun Ishdorj, Mehmet Güneysu

Hintere reihe von links: erkan zorlu, ercan Öztaşkın, peter steier, cem Gökçe, Antonio Diaz,

Irwin-conrad subryan, Nora Hamidi 


